
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Eine Bundeskanz-
lerin und ein Bun-
desinnenminister 
müssen gesprächs-
fähig sein. Die Si-
cherheitslage in 
Deutschland ist 
nicht einfach und 
deshalb ist  das Vo-
raussetzung. Und 
diese Vorausset-
zung 
ist gegeben.»  

(Bundeskanzlerin Mer-
kel über Bundesinnen-
minister Seehofer) 
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In dieser Ausgabe:

Die Staats- und Regie-
rungschefs der EU ha-
ben sich in Brüssel auf 
einige Punkte in der 
Flüchtlings- und Migra-
tionspolitik geeinigt. 
Beschlossen wurde: 

 Stärkerer Schutz 
der Außengren-
zen 

In der Abschluss-
erklärung des EU-
Gipfels heißt es, 
die Außengrenzen 
Europas müssten 
effektiver ge-
schützt werden. 
Die Grenzschutzagen-
tur Frontex soll dafür 
mehr Ressourcen und 
ein erweitertes Mandat 
erhalten. Es soll eine 
A u f s t o c k u n g  v o n 
Frontex bis 2020 geben. 
Zusätzlich soll die Un-
terstützung für die Sa-
hel-Region, die viele 
Flüchtlinge aus Afrika 
durchqueren, und für 
die libysche Küstenwa-
che aufgestockt wer-
den. 

Betont wird außerdem, 
dass andere Schiffe im 
Mittelmeer Operatio-
nen der libyschen Küs-
tenwache nicht behin-
dern dürften - es soll 
klare Richtlinien für 
Nichtregierungsorgani-
sationen, die bei der 
Seenotrettung aktiv 
sind, geben.  

Anlandeplattformen 
in Nordafrika 

Die EU-Kommission 
soll  Konzepte für soge-
nannte Anlandeplatt-
formen in Drittstaaten 
zu prüfen. Ihre Idee ist 
es, auf dem Mittelmeer 

gerettete Flüchtlinge 
dorthin anstatt nach 
Europa zu bringen. Die 
Plattformen sollen in 
Zusammenarbeit mit 
dem Flüchtlingshilfs-
werk der Vereinten Na-
tionen UNHCR und der 
Internationalen Organi-
sation für Migration 
(IOM) konzipiert wer-
den. 

Internationales Recht 
soll eingehalten und 
gleichzeitig ein soge-
nannter Pull-Faktor 
vermieden werden. Da-
mit ist gemeint, dass 
die Aussicht, Europa 
tatsächlich zu errei-
chen, noch mehr Mig-
ranten dazu bringen 
könnte, sich auf den 
Weg zu machen. 

Zentren in der EU 

EU-Staaten, in denen 
Flüchtlinge ankommen, 
sollen auf freiwilliger Ba-
sis Zentren errichten, in 
denen unterschieden 
werden soll, wer in Euro-
pa bleiben darf und wer 
nicht. Auf freiwilliger 

Basis können Flücht-
linge aus diesen Zen-
tren in andere Mit-
gliedstaaten verteilt 
werden. – ohne damit 
ein Präjudiz für die 
Dublin-Reform zu 
setzen, bei der es 
auch um die am hef-

tigsten umstrittene, bes-
sere Verteilung Asylsu-
chender in Europa geht. 

Geld für Aufnahmes-
taaten 

Die zweite Finanztran-
che im Rahmen des EU-
Türkei-Abkommens wird 
freizugeben. Zugleich soll 
eine halbe Milliarde Euro 
für den Treuhandfonds 
für Afrika zur Verfügung 
gestellt werden. Die Ab-
schlusserklärung betont 
die Notwendigkeit einer 
intensiveren Zusammen-
arbeit mit afrikanischen 
Staaten unter anderem 
bei der Bekämpfung von 
Fluchtursachen durch 
Stärkung von Bildung, 
Gesundheitswesen, Inno-
vationen, Infrastruktur 
und guter Regierungs-
führung. 

Europäische Einigung 

Freitag 29. Juni 2018 

Themen 

• Flüchtlinge 

• Griechenland 

• Wohnungsbau  

• Gesundheit 



2 

SEITE 2 BAND 12,  AUSGABE 

Januar 2015 war eine der wich-
tigsten Arbeitsmarktreformen 
der letzten Jahrzehnte. Millio-
nen Menschen haben seitdem 
vom Mindestlohn profitiert. 
Der Mindestlohn macht sich 
positiv auf dem Konto bemerk-

bar bei Menschen, 
die wenig verdie-
nen und mit jedem 
Euro rechnen 
müssen. Damit 
kommt er vor al-
lem Frauen, ge-
ringfügig Beschäf-
tigten und Unge-
lernten, sowie Ar-
beitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern in Ost-
deutschland zugute.  

Über drei Jahre nach Einfüh-
rung des gesetzlichen Mindest-
lohns lässt sich eindeutig sa-
gen: Eine negative Auswirkung 
auf die Beschäftigung in 
Deutschland ist derzeit nicht 
erkennbar, zudem schreibt die 
sozialversicherungspflichtige 

Am Donnerstag hat die Min-
destlohnkommission turnus-
gemäß ihren Bericht und ih-
ren Anpassungsbeschluss 
vorgelegt (www.mindestlohn-
kommission.de). Es ist sehr 
erfreulich, dass ihre Mitglie-
der sich einstimmig 
für eine stufenweise 
Erhöhung des Min-
destlohns ausgespro-
chen haben. Mit dem 
Stufenmodell hat die 
Kommission verant-
wortungsvoll und mit 
Augenmaß die Spiel-
räume genutzt, die 
das Gesetz zulässt. Danach 
soll der Mindestlohn zum 1. 
Januar 2019 auf 9,19 Euro 
steigen. Im Jahr darauf, zum 
1. Januar 2020, soll er noch-
mals auf 9,35 Euro erhöht 
werden. Das entspricht einem 
Zuwachs von über fünf Pro-
zent. 

Die Einführung des gesetzli-
chen Mindestlohns zum 1. 

Beschäftigung Monat für Mo-
nat Rekordwerte. Damit wird 
deutlich: Der Mindestlohn 
und seine Anpassung schadet 
niemandem, aber er nutzt vie-
len. 

Klar ist aber auch, ein Min-
destlohn ist kein  Lohn, der 
ein Luxusleben erlaubt. Er 
kann immer nur eine Grenze 
nach unten sein.  

Die Arbeit der unabhängigen 
Kommission hat sich bislang 
bewährt. Ihren Beschluss zur 
Anpassung des Mindestlohns 
wird die Bundesregierung 
nun durch eine Rechtsverord-
nung verbindlich machen. Mit 
dem für den Herbst ange-
strebten Kabinettbeschluss 
kann die neue Verordnung 
zur Höhe des Mindestlohns 
am 1. Januar 2019 in Kraft 
treten. Damit werden auch im 
kommenden Jahr wieder Mil-
lionen von Menschen einen 
höheren Lohn für ihre Arbeit 
erhalten.  

Mindestlohn soll erhöht werden 

Digitalisierung im Gesundheitswesen 
gungssektoren noch Hand-
lungsbedarf. Digitaler Fort-
schritt darf nicht durch zeitli-
che Verzögerungen, unklare 
Zuständigkeiten oder Rechtsun-

sicherheit ausge-
bremst werden. In 
dieser Legislatur 
wird die Digitalisie-
rung unseres Ge-
sundheitssystems 
mehr Rechtsklarheit, 

mehr Teamgeist, mehr politi-
sche Führung und Ordnung 
brauchen. Alle an diesem Pro-
jekt Beteiligten müssen sich auf 
Rahmenbedingungen verlassen 
können, die digitalen Fort-
schritt nicht hemmen, sondern 
fördern.  

Die Potenziale der Digitali-
sierung für die Gesundheits-
versorgung sind enorm. Mit 
dem E-Health-Gesetz und 
den darin enthaltenen Maß-
nahmen haben 
wir bereits 2015 
den entschei-
denden Grund-
stein dafür ge-
legt, diese Po-
tenz iale  in 
Deutschland nutzbar zu ma-
chen. Wichtige Zwischenziele 
sind erreicht. Hierauf wollen 
wir in dieser Legislatur auf-
bauen. 

Heute besteht bei der Digita-
lisierung in vielen Versor-

Gefordert ist nun, wie auch im 
Koalitionsvertrag vorgesehen, 
eine konsequente Einführung 
der flächendeckenden Telema-
tikinfrastruktur einschließlich 
ihrer Anwendungsformen wie 
der elektronischen Patienten-
akte.  

Wir möchten die digitale Ver-
netzung der Gesundheitsakteu-
re von der medizinischen For-
schung bis in den Versorgungs-
alltag fördern. Bei der Erfor-
schung seltener Erkrankungen, 
der Durchführung klinischer 
Studien oder der Bestimmung 
passender Therapieoptionen 
verspricht Vernetzung neue 
Vorteile für Patienten.  
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Angesichts des großen Bedarfs 
an Wohnraum wollen 
wir einen schnell wirk-
samen Impuls für die 
Eigentumsbildung von 
Familien setzen. Wir 
werden für den Erster-
werb von Neubau und 
Bestand im Zeitraum ab 
1. Januar 2018 bis 
31.Dezember 2020 ein 
Baukindergeld in Höhe 
von 1.200 Euro je Kind 
und Jahr einführen, das 
für einen Zeitraum von 10 Jah-
ren gewährt wird. 

 Das Baukindergeld wird flä-
chendeckend bis zu 
einer Einkommens-
grenze von 75.000 zu 
versteuerndem Ein-
kommen pro Jahr zu-
züglich 15.000 Euro 
pro Kind gewährt. 
Darüber hinaus wer-
den wir für Maßnah-
men ab 1. September 
2 0 1 8  b i s  z u m 
31.Dezember 2021 die 
Abschreibungsbedin-

gungen für den frei finanzierten 
Wohnungsbau wie im Koaliti-

Angedacht ist die Einführung 
eines Mindestgrenzwertes von 
175€  Einkaufswert als Voraus-

s e t z u n g 
für die 
E r s t a t -
tung. Da-
mit würde 
der Zoll 
von der 

Bearbeitung von Minimalrück-
erstattungen erheblich entlas-
tet. Frankreich hat eine solche 
Grenze, Österreich eine Grenze 
von 80€.  

Bundesrechnungshof und Bun-
desministerium der Finanzen 
haben wir in der Sitzung da-
mit beauftragt zu prüfen, in-
wieweit eine Entlastung er-
folgt und ob in anderen Berei-
chen (z.B. an Flughäfen) gege-
benenfalls negative Auswir-
kungen auf die dortigen Ge-
schäfte zu erwarten wären. 
Wir erwarten bis Ende Okto-
ber dieses Jahres einen Be-
richt mit einer soliden Daten-
grundlage als Voraussetzung 
für eine fundierte und sachge-
rechte Entscheidung. 

Am heutigen Freitag haben 
wir im Rechnungsprüfungs-
ausschuss unter Anderem die 
Einführung eines Grenz-
werts für die Rückerstat-
tung der Mehrwertsteuer 
bei der Ausfuhr von Gü-
tern debattiert. Hinter-
grund ist der bei der Zoll-
verwaltung entstehende 
Aufwand zur Kontrolle der 
insbesondere im Grenzver-
kehr mit der Schweiz anfal-
lenden Ausfuhrkassenzettel 
(15 Millionen von insgesamt 
22 Millionen).  

Aus dem Rechnungsprüfungsausschuss 

onsvertrag vorgesehen zusätz-
lich zur linearen Abschreibung 
um 5 % p. a. für vier Jahre er-
höhen, um auch steuerliche 
Anreize für den Wohnungsbau 
zu setzen.  

Zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus werden wir 
über die im Koalitionsvertrag 
bis 2021 bereits vorgesehenen 
2 Mrd. Euro in 2019 weitere 
500 Mio. Euro bereitstellen. 
Die Städtebauförderung wird 
im Bundeshaushalt ab 2019 
auf dem Niveau des Jahres 
2018 stabilisiert.  

Wohnraum schaffen 

bracht, mit dem wir unsere Be-
reitschaft bekräftigen, künftig 
mehr Verant-
wortung für den 
Erhalt der mul-
tilateralen Ord-
nung und für 
Krisenpräventi-
on  zu überneh-
men.  

Gleichzeitig fordern wir die 
Bundesregierung auf, diese zwei 

Jahre dazu zu nutzen, um et-
wa die Blockade im Sicher-

heitsrat in der 
Syrien-Polit ik 
zu lösen, die Be-
mühungen um 
e i n e  V N -
Blauhelmtruppe 
an der ostukrai-
nischen Grenze 

voranzubringen und das Pari-
ser Klimaabkommen umzuset-
zen  

Die erfolgreiche Kandidatur 
Deutschlands für einen nicht-
ständigen Sitz im Sicher-
heitsrat für die Periode 1. Ja-
nuar 2018 bis 31. Dezember 
2019 ist Ausdruck des Ver-
trauens in unser internatio-
nales Engagement.  

Diese Woche haben wir mit 
dem Koalitionspartner einen  
Antrag im Plenum des Deut-
schen Bundestages einge-

Deutschland im UN-Sicherheitsrat 
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«Ich kenne bei mir in der Partei niemand, 
der die Regierung gefährden will in Berlin, 
der die Fraktionsgemeinschaft auflösen 
möchte mit der CDU oder der gar die Kanz-
lerin stürzen möchte.»  

(Seehofer in der ARD-Sendung «Maischberger», Mittwochabend) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

Eurozone deutlich stabiler ge-
macht. Wir wollen die Wirt-
schafts- und Währungsunion 
auch in Zukunft fortentwickeln 
und widerstandsfähiger ma-
chen, wobei wir immer auf die 
richtige Balance zwischen Ei-
genverantwortung und Solida-
rität achten müssen und wer-
den . 

Griechenland hat umfassende 
Reformauflagen als Vorausset-
zung für die Hilfskredite erfül-
len müssen. Die Auflagen wa-
ren insgesamt notwendig, um 
Griechenland auf einen nach-
haltigen Wachstumspfad zu 
bringen, die Tragfähigkeit der 
Staatsverschuldung zu sichern 
und verloren gegangenes Ver-
trauen zurückzugewinnen. Al-
lerdings bedeuteten viele der 
Maßnahmen eine enorme Be-
lastung und tiefe Einschnitte 
für die griechische Bevölke-
rung. Um den Staatshaushalt 
auszugleichen hat Griechen-
land seine Staatsausgaben seit 
2009 um 30 % reduziert und 
gleichzeitig die Steuern erhöht. 
Das ging nicht, ohne bspw. die 
Renten und die Löhne im öf-
fentlichen Sektor deutlich an-
zupassen. Diese Kraftanstren-
gungen der Bürgerinnen und 
Bürger in Griechenland verdie-
nen unsere Anerkennung und 
unseren Respekt. 

Das Prinzip „finanzielle Hilfe 
als Gegenleistung für Refor-
men" hat gewirkt. Die Mittel 
des 3. Hilfsprogramms brauch-

Griechenland wird das dritte 
Hilfsprogramm planmäßig 
am 20. August 2018 beenden. 
Damit kann Griechenland die 
Rettungsschirme nach acht 
Jahren verlassen und hat die 
Chance, wieder auf eigenen 
Beinen zu stehen. Das ist ei-
ne gute Nachricht. Allerdings 
muss die Chance auch ergrif-
fen werden. Entscheidend 
dafür wird sein, dass Grie-
chenland auf dem eingeschla-
genen Reformpfad bleibt und 
die eingegangenen Verpflich-
tungen für die Nachpro-
grammphase einhält, etwa 
bei den Fiskalzielen oder bei 
den Strukturreformen. 

Wir Europäer haben seit Aus-
bruch der Krise große Solida-
rität mit unseren griechi-
schen Partnern bewiesen. 
Dies beinhaltet in erster Li-
nie die umfassenden Kredite 
aus den drei Hilfsprogram-
men (das Volumen beträgt 
derzeit rund 229 Mrd. Euro), 
aber bspw. auch Mittel aus 
dem EU-Haushalt (im Zeit-
raum 2007 bis 2013 hat Grie-
chenland rund 42 Mrd. Euro 
an EU-Mitteln erhalten, für 
2014 bis 2020 sind Mittel von 
bis zu 37 Mrd. Euro vorgese-
hen), Kredite durch die Euro-
päische Investitionsbank o-
der Maßnahmen im Rahmen 
der sog. Technischen Hilfe.  

Wir haben nicht zuletzt aus 
der Griechenland-Krise unse-
re Lehren gezogen und die 

ten nicht ausgeschöpft werden, 
von 86 Milliarden Euro wurden 
knapp 62 Milliarden Euro benö-
tigt.  

Eine langfristige Schuldentrag-
fähigkeit erfordert jedoch ver-
besserte Konditionen für den 
Schuldenbestand. Die Euro-
gruppe hat dazu ein Maßnah-
menpaket entwickelt. Dieses 
umfasst – wiederum gegen Auf-
lagen – die Umleitung von EZB-
Gewinnen aus An-käufen grie-
chischer Staatsanleihen in die 
Reduzierung des griechischen 
Finanzbedarfs oder vereinbarte 
Investitionen, den Verzicht auf 
eine vorgesehene er-höhte Zins-
marge, Verschiebungen von 
Zins- und Tilgungszahlungen 
sowie Verlängerungen von 
Laufzeiten. Die Umsetzung die-
ser Finanzhilfevereinbarung 
bedarf der Zustimmung des 
Deutschen Bundestags.  

Ein Schuldenerlass oder Schul-
denschnitt ist nicht vorgesehen. 
Forderungen nach einem Rück-
kauf alter IWF-Darlehen sind 
ebenfalls vom Tisch. Der IWF 
bleibt mit seinen bisherigen 
Darlehen engagiert und wird 
auch mit seiner Expertise an 
d e r  N a c h - P r o g r a m m -
Überwachung mitwirken. Grie-
chenland wird sich vierteljähr-
lich einer verstärkten Überwa-
chung durch die Institutionen 
stellen müssen. Damit soll si-
chergestellt werden, dass die 
griechische Regierung auf Re-
formkurs bleibt.  

Griechenland zurück am Kapitalmarkt 


